
POLICY Politische Akademie

Das neue Grundsatzprogramm der SPD
Herausforderungen und Perspektiven

Nr. 9

Die Sozialdemokratische Partei Deutsch-

lands möchte sich 2007 ein neues Grund-

satzprogramm geben. Für die anstehende 

Programmdebatte hat die SPD im April 

2006 „Leitsätze auf dem Weg zu einem 

neuen  Grundsatzprogramm“  veröffent -

licht, die im offenen Dialog mit allen Teilen 

der Gesellschaft diskutiert werden sollen. 

Auf der Basis der Grundwerte Freiheit, 

Gerechtigkeit und Solidarität werden Leit-

projekte für die programmatische Erneue-

rung der Sozialdemokratie vorgestellt. 

Welche Anforderungen bestehen an das 

neue Grundsatzprogramm? Was sind die 

Perspektiven für sozialdemokratische Poli-

tik im 21. Jahrhundert? Wie können die 

sozialen Sicherungssysteme zukunftsfest 

gemacht werden, und wie ist es um die 

Rolle und Aufgabe des Staates bestellt? 

Was  bedeutet  sozial demokratische  Wirt-

schaftspolitik im Zeitalter der Globalisie-

rung und, schließlich, welche Perspektiven 

für ergeben sich für ein so ziales und de-

mokratisches Europa?
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Die Sehnsucht nach Orientierung in der Gesell-

schaft beantwortet die SPD mit der Debatte über 

ein neues Grundsatzprogramm. Das Berliner 

Programm von 1989 ist zwar offi ziell heute noch 

gültig, war in vielen Bereichen aber bereits da-

mals eine Art Abschlussdokument für die Dis-

kussionen der 80er Jahre und konnte aufgrund 

der Umbruchsituation nicht mehr die program-

matische Ausstrahlung entfalten, die noch das 

Godesberger Programm von 1959 hatte. Dennoch 

glaube ich, dass die Defi nition von Freiheit, Ge-

rechtigkeit  und  Solidarität  als  gleichrangige, 

sich wechselseitig bedingende und begrenzende 

Grundwerte nach wie vor ihre Gültigkeit hat. Wir 

müssen die Grundwerte nicht neu defi nieren. Die 

Frage ist aber: Wie können wir sie unter den 

 Bedingungen des 21. Jahrhunderts auch durch-

setzen?

Gerechtigkeit beispielsweise ist nur denkbar, 

wenn es auch eine solidarische Gesellschaft gibt. 

Der Slogan unseres derzeitigen Koalitionspart-

ners heißt dagegen: „Neue Gerechtigkeit durch 

mehr Freiheit“. Die Sozialdemokraten sollten sich 

vor solchen rhetorischen Tricks hüten. Es ist auch 

nicht nötig, den Freiheitsbegriff umzudeuten. 

Sozialdemokraten meinen hier sowohl die Frei-

heit durch den Staat wie die Freiheit vor dem 

Staat. Der zweite Teil, den die Konservativen und 

Wirtschaftsradikalen wie eine Monstranz vor sich 

hertragen, reicht uns nicht aus. Auch wir wollen 

natürlich eine Gesellschaft, die den Menschen 

vor staatlicher Willkür schützt, vor Überregulie-

rung und vor Bespitzelung. Aber Freiheit bedeu-

tet auch immer, durch den demokratischen und 

sozialen Staat zu einem selbstbestimmten Leben 

zu kommen. Deshalb ist eine Diskussion über 

öffentliche Güter, wie z. B. die Bildung, für uns 

von großer Bedeutung. 

Die soziale Lage in unserem Land

Es gibt gute und schlechte Nachrichten. Gut ist, 

dass wir tatsächlich in den letzten Jahren trotz 

mancher Probleme wirtschaftlich vorangekom-

men  sind:  Die  Wettbewerbsfähigkeit  hat  zuge -

legt, die Innovationskraft, die Produktivität, die 

Exportfähigkeit, der Anteil am Welthandel sind 

gestiegen, die Gewinne, der Zufl uss von Kapital 

ebenso. Und deshalb ist die Miesmacherei des 

Standortes Deutschland unehrlich. Eine weitere 

gute Nachricht lautet: Wir haben einen beein-

druckenden Wertekonsens in der Gesellschaft. 

Soziale Gerechtigkeit, Gleichberechtigung von 

Mann und Frau, Freiheit von sozialer Not, Solida-

rität der Menschen untereinander, Verantwortung 

für kommende Generationen, Leistungsorientie-

rung, Eigenverantwortlichkeit, Pfl ichtbewusst-

sein, Weltoffenheit und Toleranz haben nach wie 

vor einen hohen Stellenwert. Der soziale Kom -

pass der Deutschen zeigt eindeutig in Richtung 

einer modernen Sozialdemokratie. 

Andererseits sind die sozialen Gegensätze größer 

geworden. Verschiedene Studien zeigen: Die Ar-

mutsrate ist gestiegen. Die Ungleichverteilung der 
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Einkommen hat zugenommen. Die soziale Un-

durchlässigkeit  unseres  Bildungssystems  und 

die Herkunftsabhängigkeit der Aufstiegschancen 

ist im internationalen Vergleich hoch, das heißt: 

Einkommens- und Bildungsarmut werden oft an 

die nächste Generation weitergegeben. Der Ar-

beitsmarkt ist regional zwischen Ost und West 

und entlang der Qualifi zierung zwischen Oben 

und Unten gespalten. Beschäftigte im Niedrig-

lohnsektor haben kaum noch Chancen auf ein 

Normalarbeitsverhältnis  mit  ausreichendem 

 Mindesteinkommen. Die Langzeitarbeitslosen 

fi nden auch bei einem weiteren Aufschwung kei-

ne Arbeit. Sogar erstklassige Leistung in einem 

profi tablen Unternehmen schützt nicht mehr vor 

Arbeitslosigkeit und führt auch nicht mehr auto-

matisch  zu  einem  guten  Einkommen.  Die  Bei-

spiele mehren sich, dass Unternehmen mit solider 

Bilanz auf Druck des Kapitalmarktes die Ren-

diteziele in schwindelerregende Höhe schrauben, 

die Arbeitskosten drücken und Mitarbeiter ent-

lassen. Die soziale Abfederung zahlt zum großen 

Teil der Steuerzahler.

Neuere Milieustudien belegen, dass wir ein Aus-

einanderdriften der sozialen Schichten erleben: 

Da sind erstens die Etablierten und Chancen-

reichen mit hohem Einkommen und stabiler Be-

schäftigung, zweitens die Prekären, die Angst vor 

dem Abstieg haben und oft nur ungesicherte, 

 befristete Beschäftigungsverhältnisse kennen 

(dazu gehören zum Teil auch Hochschulabsol-

venten der „Generation Praktikum“), und drittens 

die Ausgeschlossenen, die durchgehend arbeits-

los sind. Das Gefühl vieler Menschen ist, dass 

sozialer Aufstieg sehr schwer geworden ist, dass 

es aber sehr leicht ist, wieder runterzufallen. 

Aus all diesen sozialen Befunden ergibt sich eine 

Verunsicherung als gesellschaftliche Grundstim-

mung. Daraus folgt für Sozialdemokraten die 

zentrale Frage, ob wir das Kernversprechen der 

sozialen Marktwirtschaft wieder glaubwürdig 

machen können: Leistung gegen Teilhabe. Wir 

müssen in Deutschland zu existenzsichernden 

Löhnen kommen, und die Mitbestimmung muss 

gesichert werden. Teilhabe am Haben und am 

Sagen, das ist für mich Wirtschaftsdemokratie. 

Die abnehmende Wahlbeteiligung besonders auf 

Landes- und kommunaler Ebene zeigt eine zu-

nehmende Parteienverdrossenheit. Die Integra-

tionskraft der Volksparteien hat nachgelassen. 

Aber: Mehr als die Hälfte aller Deutschen inter-

essiert sich dennoch prinzipiell für Politik. Die 

Parteibindung der Menschen hat abgenommen. 

Alte ideologische Gegensätze tragen nicht mehr. 

Wo früher soziale Gerechtigkeit und Leistung 

 gegeneinander ausgespielt wurden, gibt es jetzt 

die starke Überzeugung, dass wir beides brau-

chen. Keine Leistungsbereitschaft ohne soziale 

Gerechtigkeit, keine soziale Gerechtigkeit ohne 

Leistung. Hier muss die SPD ansetzen.

Die Globalisierung politisch denken

Eine zentrale Frage ist: Welche politischen Ant-

worten haben wir auf die Herausforderung der 

wirtschaftlichen Globalisierung? Zunächst gilt 

es, Realitäten anzuerkennen, ohne sich mit den 

gegebenen Verhältnissen abzufi nden. Hier grenzt 

sich die Sozialdemokratie eindeutig ab von der 

Politikverweigerung  der  Wirtschaftsradikalen 
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einerseits, die die Meinung vertreten, im Zeitalter 

der ökonomischen Globalisierung könne Politik 

nicht mehr gestalten, und andererseits von der 

PDS/Linkspartei, die die wirtschaftliche Globa-

lisierung und die demographische Entwicklung 

als eine weltweite Verschwörung darstellt. Diese 

beiden Lager haben seit Anfang der 90er Jahre 

mit ihren einäugigen Visionen von der Allmacht 

bzw. der Ohnmacht der Regulierung die politische 

Debatte in Deutschland verdorben. Es besteht 

kein Zweifel, dass die Realität des 21. Jahrhun-

derts beide Lager widerlegen wird. Weder der 

Markt noch der Staat ist das Problem. Wirtschaft-

liche Dynamik und soziale Gerechtigkeit gehören 

in modernen Gesellschaften zwingend zusam  -

men, sie bedingen einander.

Leitprojekte für die programmatische 
Erneuerung

Wir haben in den Leitsätzen die Chancen und 

Risiken unserer Zeit realitätsnah beschrieben. 

Wir haben dokumentiert, auf welcher Werteba-

sis, mit welchem Menschenbild, mit welchen 

Grundwerten Sozialdemokraten versuchen, die-

ser Welt zu begegnen. An drei Leitprojekten ha-

ben wir dann versucht deutlich zu machen, wo 

wir programmatischen Erneuerungsbedarf in 

der Partei sehen.

Erstens: Welche Vorstellung haben wir von einem 

sozialen und demokratischen Europa als poli-

tischer Antwort auf die wirtschaftliche Globali-

sierung? Die Richtung heißt: keine Abschottung, 

sondern Kampf für gemeinsame soziale Stan-

dards. Europa bietet eine reale Chance, politische, 

soziale und demokratische Antworten auf die 

wirtschaftliche Globalisierung zu fi nden.

Zweitens: Was bedeutet heute sozialdemokra-

tische Wirtschaftspolitik? Wir brauchen eine ei-

gene gute sozialdemokratische Wirtschaftspolitik, 

die auf Innovation, auf neue Verfahren, Produkte 

und Dienstleistungen setzt, dabei aber nicht 

zwangsläufi g auf niedrigere Löhne. Hier müssen 

wir weg von den wirtschaftstheoretischen Gra-

benkämpfen. Wir brauchen einen klugen Mix aus 

angebots-  und  nachfrageorientierter  Politik. 

Wir wollen und müssen auf Qualifi kation, auf 

Wissenschaft und Forschung, auf Infrastruktur, 

auch auf den sozialen Frieden als zentrale Stand-

ortfaktoren setzen.

Drittens: Welche Vorstellung haben wir von der 

Zukunft der Sozialstaatlichkeit? Die Art und 

 Weise, wie wir diese unter den heutigen Bedin-

gungen in Deutschland organisieren, ist, freund-

lich formuliert, nicht besonders gut. Bestenfalls 

werden soziale Probleme verwaltet, manchmal 

konserviert, aber nicht gelöst. In vielen Bereichen 

haben wir nachsorgende Sozialstaatlichkeit, die 

auch nötig ist, aber längst nicht mehr ausreicht. 

Armut ist heute längst mehrdimensional und be-

trifft nicht nur den materiellen Bereich, sondern 

sie geht einher mit der Armut an Bildungschan-

cen und Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. 

Die Qualität eines Sozialstaates bemisst sich nicht 

in erster Linie an der Höhe des sozialen Trans-

fers. Wir wollen einen Paradigmenwechsel. Hier-

für steht der Begriff des vorsorgenden Sozial-

staates. Rudolf Virchow hat einmal gesagt, Frei-

heit habe zwei Töchter: Bildung und Gesundheit. 

Das gilt noch immer. Wir brauchen einen Sozial-
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staat, der Bildung und Gesundheitsprävention 

einschließt. Nötig ist dabei auch eine andere 

 Finanzarchitektur. Wir wollen künftig einen So-

zialstaat, der sich mehr am Bürgerstatus orien-

tiert und weniger am zunehmend prekären Er-

werbsstatus. Wir wollen über einen Mix aus 

 Eigenverantwortung, Sozialversicherung und 

Steuerfi nanzierung zu einem stärker steuerfi nan-

zierten Sozialstaat kommen. Und: Eigentum ver-

pfl ichtet. Diejenigen, die aus Eigentum und Ver-

mögen Vorteile ziehen, haben die Pfl icht, der 

Gesellschaft ein Stück zurückzugeben. Das be-

trifft auch die Erbschaften. So könnte über die 

Erbschaftsteuer Bildung fi nanziert werden.

Wir müssen uns immer wieder klarmachen, dass 

die Menschen von uns Sozialdemokraten viel er-

warten. Das Interesse an Gerechtigkeit und der 

soziale Wertekonsens in unserem Land sind stark. 

Das kann zur Stärke der Sozialdemokratie wer-

den, wenn wir aufhören, die Schlachten von 

 gestern zu schlagen, und uns entschlossen nach 

vorn wenden. Was die solidarisch denkende Mit-

te unserer Gesellschaft will, ist die soziale und 

solidarische Leistungsgesellschaft. Genau diese 

Gesellschaft ist das Projekt der SPD.
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Die vorliegenden Programmthesen der SPD stel-

len einen Modernisierungsschub für eine deutsche 

Sozialdemokratie dar, die ich im europäischen 

Vergleich als noch sehr traditionalistisch be-

zeichnen würde. Erfreulich ist die Botschaft des 

Entwurfs, nicht Abschied von einem starken Staat 

zu nehmen, sondern ihn modernisieren zu wol-

len. Denn öffentliche und kollektive Güter, wie 

Bildung, gesellschaftliche Teilhabe und im ge-

wissen Sinne auch ein vorsorgender Sozialstaat, 

sind mit einem schwachen Staat nicht zu machen. 

Die öffentliche Beschäftigung ist bei uns auch 

keineswegs besonders aufgebläht. Wenn man ei-

nen starken Staat an der Staatsquote messen 

würde, stünde Deutschland im europäischen und 

internationalen Vergleich der entwickelten Staa-

ten zwar leicht überdurchschnittlich da. Unter-

durchschnittlich ist in Deutschland hingegen die 

Staatsdienerquote.

Hubertus Heil hat gesagt, die Grundwerte Frei-

heit, Gerechtigkeit und Solidarität stünden gleich-

berechtigt im Programm. Die Solidarität hat er 

besonders betont. Diese hat aber ethisch nicht 

den gleichen Stellenwert wie die beiden anderen 

Werte. Freiheit und Gerechtigkeit schulden wir 

dem anderen, dort haben wir klare moralische 

Gebote und reale Gesetze. Das praktizieren wir 

nicht nur aus freier Überzeugung oder guten in-

neren Werten. Freiheit und Gerechtigkeit sind in 

den Menschenrechten verankert. Sie stehen nicht 

zur Disposition. Solidarität hingegen ist zwar 

wichtig für die Kohäsion der Gesellschaft, sollte 

aber nicht staatlich vereinnahmt werden. 

Im  Folgenden  möchte  ich  zwei  Bereiche  des 

 Programms herausgreifen: Sozialstaat und Eu-

ropa.

Wolfgang Merkel

Die Reform des Sozialstaates

Eine zentrale Aussage der Thesen zum Sozial -

staat lautet: Wir wollen keinen abgemagerten, 

sondern einen zukunftsfesten und vorsorgenden 

Sozialstaat auf einer veränderten Finanzierungs-

basis. Vor dem Hintergrund empirischer Befunde 

kann ich das nur unterstützen. Das wäre ein 

 Sozialstaat wie in den meisten skandinavischen 

Ländern. Alle Indikatoren zeigen, dass diese 

 Staaten deutlich mehr soziale Gerechtigkeit ver-

wirklicht haben als die Staaten auf dem euro-

päischen Kontinent. Dies gilt auch für die Gleich-

heit von Lebenschancen. Das sind nicht etwa 

allein die formalen, rechtlich fi xierten Start-

bedingungen, wie sie die Liberalen fordern, son-

dern die Menschen müssen befähigt werden, nicht 

nur ihre Lebenschancen zu erkennen, sondern 

eine reale Chance haben, diese tatsächlich selbst 

auszuwählen und umzusetzen. Ein solcher So-

zialstaat, zukunftsfest und vorsorgend, braucht 

eine veränderte Finanzierungsbasis durch eine 

stärkere Steuerfi nanzierung, also weg von dieser 
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anachronistischen bismarckschen Sozialversi-

cherungsfi nanzierung mit allen negativen Wir-

kungen, die auf den Arbeitskosten lasten. Diese 

sind zwar nicht problematisch für die Wettbe-

werbsfähigkeit unserer Exportindustrie, aber 

hochgradig schädlich für die weniger qualifi zier-

ten Segmente des Arbeitsmarktes. Und dort ha-

ben wir ja auch hauptsächlich das Problem der 

Arbeitslosigkeit. 

Dieser reformierte Sozialstaat ist in dreierlei 

 Hinsicht dem alten Sozialversicherungsstaat 

überlegen: Er produziert erstens mehr soziale 

Gerechtigkeit durch die frühe Eröffnung von Le-

benschancen. Er investiert sehr früh in das 

Humankapital – ich betone ausdrücklich das 

 Humane am Kapital –, also in die Bildung, in 

 Fähigkeiten und Kenntnisse, all das, was das 

 Individuum befähigt, sein Leben selbst zu gestal-

ten. Er ist zweitens zukunftsfester, weil er eine 

andere Finanzierungsbasis wählt als die Sozial-

versicherung, von der wir klar wissen, dass sie 

dem demographischen Druck der nächsten ein 

oder zwei Jahrzehnte nicht standhalten kann, 

gleichgültig wie sich die Geburtenraten entwi-

ckeln werden. Und er ist drittens auch wirtschaft-

lich verträglicher, weil er früher in menschliche 

Fähigkeiten investiert, weil er eine Abkopplung 

– zumindest tendenziell – der sozialen Sicherung 

von  Arbeitskosten  beinhaltet  und  somit  auch 

 eine arbeitsmarktdynamischere Finanzierung 

erlaubt. Das ist ein Schritt in eine vorsichtige, 

möglicherweise  klammheimliche,  manchmal 

auch öffentlich gemachte Skandinavisierung des 

Sozialstaates, wovon wir aber noch deutlich ent-

fernt sind. 

Wenn man an diesen Zielen die Politikergebnisse 

der vergangenen rot-grünen Koalition misst, sieht 

die Bilanz ausgesprochen mager aus. Vorsor-

gender Sozialstaat, Investitionen in Kinder, in 

Bildung, in Gleichheit der Lebenschancen – ich 

sehe hier leider keinen Bruch zu den bleiernen 

16 Jahren der Regierung Kohl. In der Frage der 

Vorsorge hat sich nichts geändert. Bei der Steu-

erfi nanzierung  oder  der  Senkung  der  Lohn-

nebenkosten ist nichts geschehen. Weiterhin do-

minieren monetäre Transfers im Sozialstaat statt 

der Bereitstellung qualitativ hochwertiger so zia-

ler Dienstleistungen. Die Bildungs- und Wissens-

gesellschaft wurde zwar propagiert, aber es gab 

keinen deutlichen Ausbau der Versorgung mit 

Kindertagesstätten, und es wurden auch nicht 

deutlich mehr Ganztagsschulen etabliert. Bei den 

Universitäten besteht weiterhin eine groteske 

Unterfi nanzierung. Im Vergleich zu 1975 ist die 

Zahl der Dozenten gleich geblieben, die Zahl der 

Studenten hat sich jedoch mehr als verdoppelt. 

Das muss unbedingt angegangen werden. 

Wir kritisieren am gegenwärtigen Sozialstaat die 

monetären Transfers. Wir brauchen in der Tat 

mehr soziale Dienstleistungen. Kindergelder-

höhung ist der falsche Weg, weil er ein zentrales 

Problem nicht löst: die Gleichheit der Lebenschan-

cen. Genau das hat man aber in der Vergangen-

heit gemacht. Mittlere und höhere Schichten kön-

nen ihre Bildung und ihr Wissen sehr wohl an 

die Kinder weitergeben, untere Schichten, zumal 

Migranten, können das nicht. Hier bedarf es einer 
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frühen  Bildung.  Kinder  lernen  am  besten  im 

 Alter zwischen zwei und sechs Jahren. In diesem 

Zeitraum werden wichtige Grundlagen für spä-

tere Lebenschancen gelegt. Mein Vorschlag wäre 

eine Kindergartenpfl icht ab drei Jahren. Man 

könnte hier mit Anreizen oder Wegnahme von 

Anreizen  spielen,  etwa  die  Familientransfers 

 reduzieren bei jenen Familien, die ihre Kinder 

nicht in solche Kindergärten schicken.

Eine stärkere Steuerfi nanzierung bei der Gesund-

heitsreform sehe ich nicht verwirklicht. Auch hier 

können wir von den skandinavischen Staaten 

lernen. Eine solidere Steuerbasis in Zeiten der 

Globalisierung ist etwas sehr Wichtiges. Die Mehr-

wertsteuer zu erhöhen war eine richtige Ent-

scheidung, ich glaube auch, dass sie sozialdemo-

kratisch war. Ab 2007 haben wir dann eine 

Mehrwertsteuer von 19 Prozent. In skandina-

vischen Ländern liegt der Satz fast zehn Prozent-

punkte höher, und die nordischen Länder sind 

sicherlich nicht ungerechter gegenüber den un-

teren Schichten. In Zeiten der Globalisierung ist 

eine solide Steuerbasis von zentraler Bedeutung. 

Einkommen und Unternehmensgewinne sind auf 

internationalen Finanz- und Kapitalmärkten 

leicht zu transferieren. Die Mehrwertsteuer aber 

fällt im eigenen Land an und kann auch hier ein-

gesetzt werden. 

Die Zukunft Europas

In den Thesen steht auch, das neue Europa solle 

politisch gestärkt und sozial gestaltet werden. 

Europa ist in der Ära der Globalisierung Gestal-

tungs- und Schutzraum zugleich. In der SPD ist 

aber nicht hinreichend diskutiert worden, ob sich 

mit der Osterweiterung diese Ziele eigentlich 

durchsetzen lassen. Meine These ist: Nein. Die 

positiven Effekte der Osterweiterung liegen ein-

deutig in der Stabilisierung der neuen Demokra-

tien sowie in allgemeinen wachstumssteigernden 

Effekten für die Gesamtunion. Für die unteren 

Schichten aber hat sie negative Folgen. Die Ge-

winner sind eindeutig jene, die über gut nachge-

fragtes Humankapital verfügen, welches sie über-

all einsetzen können. Gewinner sind auch durch-

aus die mobilen Arbeitskräfte der unteren Seg-

mente in den neuen Mitgliedsstaaten. Die Verlie-

rer sind die schlecht Ausgebildeten bei uns und 

die Gewerkschaften. Es wird einen Druck auf die 

Lohnfi ndung und die unteren Segmente des Ar-

beitsmarktes geben. Je besser der EU-Arbeits-

markt funktioniert, umso deutlicher werden die-

se beiden Probleme. Dafür muss die SPD Lösungen 

fi nden. Sie werden von ihr im europäischen Zu-

sammenhang bisher kaum diskutiert.

Mit der Osterweiterung der EU haben wir einen 

Schritt getan, den ich „das britische Modell von 

Europa“ nennen möchte: erweitern, um nicht 

vertiefen zu müssen. Wenn die Globalisierung 

wichtige Spielräume der nationalen Politik ver-

engt hat, müssen wir diese auf der europäischen 

Ebene wieder erweitern. In der EU wurde ein 

hartes verbindliches Wirtschaftsrecht durchge-

setzt, aber für die sozialen Fragen hat man keine 

verbindliche Regulierung. Das ist in manchen 

Bereichen auch sehr schwer zu erzielen. Die Lis-

sabon-Beschlüsse des Jahres 2000 waren ein 
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Versuch, sich freiwillig zusammenzuschließen 

und zu koordinieren. Sechs Jahre später muss 

man eine komplette Ernüchterung konstatieren: 

Es hat sich nichts getan. Es gibt eine Asymmetrie 

zwischen ökonomischer und politischer Union, 

und diese wird zunehmen, je mehr Mitglieder die 

Union hat. Die Sozialdemokratie muss in diesem 

Zusammenhang offensiver über die Frage nach-

denken, ob nicht der Einstieg in ein Europa der 

zwei Geschwindigkeiten oder ein Europa von 

Kernländern sinnvoll ist. Man nimmt jene Länder 

mit, die das wollen, und wartet nicht darauf, dass 

Länder wie die Slowakei oder Polen, Staaten, die 

eine besonders problematische Politik in die EU 

eingeführt haben, dem auch zustimmen. Polen 

hat bereits in den Erweiterungsverhandlungen 

gezeigt, dass es ein betont nationaler Verhandler 

ist. Nationalismus ist keine gute Voraussetzung 

für das, was in der Europäischen Union stattfi n-

det, nämlich Abtretung nationaler Kompetenzen 

und Kompromissfähigkeit. Bei den Vetomöglich-

keiten in der EU kann man erwarten, dass Polen 

ein unbequemer Partner sein wird, mehr noch 

als Großbritannien. Die gegenwärtige rechtsna-

tionale Regierung verdeutlicht dies in besonders 

drastischer Weise.
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POLICY

Die Welt fi ndet im Lokalen statt. Globale 

Entwicklungen spiegeln sich in der Kom-

mune wider. Die „Heuschrecken“ des glo-

balen Kapitalismus fressen im Lokalen; 

Arbeitsplätze verschwinden im Lokalen; 

soziale Brennpunkte sind lokal; der „demo-

grafi sche Faktor“ ist ein Thema der Kom-

mune; Migration, Islamismus und Terroris-

mus, Rechtsradikalismus, Drogenhandel 

und internationale Kriminalität sind kom-

munale Themen; Kommunalpolitik hat in-

ternationale Dimensionen; internationale 

Politik hat ihre Auswirkungen auf die poli-

tischen Entscheidungen im Kommunalen. 

Die Globalisierung in ihrer heutigen Be-

schreibung fordert neue Konzepte für poli-

tische Entscheidungen, nicht nur bundes-

politisch, sondern auch kommunalpoli-

tisch. 

Der Lokaljournalismus hat globale Dimen-

sionen. Ist dieses auch dem Lokaljournalis-

ten bewusst, ist er darauf vorbereitet? Lokal-

journalismus ist der Journalismus mit der 

größten Nähe zur Gesellschaft. Ist Lokal-

journalismus wirklich am Puls des gesell-

schaftlichen Wandels? Kann Lokaljourna-

lismus zum Zusammenhalt der Gesellschaft 

und zur Integration in der Kommune bei-

tragen? Spielt er die Rolle als „vierte Macht 

im Staat“? Wird im Lokalen genügend re-

cherchiert? Lokaljournalist(inn)en als Opfer 

der werbenden Industrie und als PR-Leute 

für die Gemeinde, als Puffer zwischen kom-

munalen Größen und dem Bürger, als Kri-

senmanager in der auseinanderdriftenden 

Gesellschaft? Wie viel Kritik verträgt der 

Kommunalpolitiker? Ist der Lokaljournalist 

für seine Arbeit richtig ausgebildet? Was 

darf der Bürger von seinen lokalen Medien 

erwarten?
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Lokaljournalismus 

und

Kommunalpolitik

Bonner Medienforum zum journalistischen Beruf 2006:

„Ganz nah am Wandel der Gesellschaft“
Recherche und Berichterstattung im Kommunalen

Lokaljournalismus und

Kommunalpolitik: Ganz

nah am Wandel der

Gesellschaft

POLICY

Religion hat Konjunktur. Zwar werden in 

Deutschland die Kirchen immer leerer, 

aber dennoch hat sich Religion in den 

letzten Jahren kraftvoll in die öffentliche 

Wahrnehmung geschoben. Zweifellos ist 

Religion verstärkt auf die politische  Agen-

da zurückgekehrt. Die Liste der Themen 

ist lang und reicht vom religiös verbräm-

ten internationalen Terrorismus über die 

Aus einandersetzungen um Kruzifi x, Kopf-

tuch und Karikaturen bis zum Streit um 

den staatlichen Werteunterricht an Berli-

ner Schulen.

Die Debatten drehen sich stets auch um 

die  Frage,  ob  Deutschland  überhaupt 

Religion braucht, und wenn ja, welche und 

wie viel. Dabei geht es grundsätzlich um 

das Verhältnis von Religion und säkularer 

Vernunft und konkret um Aufgaben und 

Funktion von Religion in der pluralisti-

schen Gesellschaft. Braucht der säkulare 

Staat Religion? Sind Kirchen und Reli-

gionsgemeinschaften tatsächlich geeig-

nete Sinn- und Wertelieferanten für die 

säkulare  Gesellschaft?  Und  muss  nicht 

zu letzt vor dem Hintergrund der mittler-

weile  großen  nichtchristlichen  Religio -

nen in Deutschland das Staat-Kirche-Ver-

hältnis neu geordnet werden?
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